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Der schwarz-rote  
Koalitionsvertrag im  
Ökonomentest

Daten und Prognosen

Aaron Günther, Niklas Potrafke, Ramona Schmid und Emil Scholten

In Kürze 

Die Teilnehmenden des 51. Ökonomenpanels von ifo und Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung blicken mit gespaltener Meinung auf den Koalitionsvertrag der neuen 
schwarz-roten Bundesregierung. Aus ökonomischer Perspektive wird der Vertrag 
insgesamt gemischt bewertet und nur knapp 30 % der Teilnehmenden erwarten, 
dass die Koalition die wirtschaftspolitischen Herausforderungen erfolgreich meis-
tern wird. Bei der Bewertung einzelner Maßnahmen schneiden die geplante Re-
form des Bürgergelds, Änderungen bei der Unternehmensbesteuerung und der 
Personalabbau in der Bundesverwaltung positiv ab. Kritisch gesehen werden hin-
gegen die Ausweitung der „Mütterrente“, Steuervergünstigungen für Agrardiesel 
und die reduzierte Umsatzsteuer in der Gastronomie. 

Am 5. Mai 2025 haben die Vorsitzenden von CDU, CSU 
und SPD ihren 144 Seiten starken Koalitionsvertrag „Ver-
antwortung für Deutschland“ in Berlin unterzeichnet. Damit 
beginnt die fünfte schwarz-rote Koalition in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland. Vor diesem Hintergrund 
widmet sich das 51. Ökonomenpanel von ifo und Frank-
furter Allgemeine Zeitung der ökonomischen Bewertung 
des Koalitionsvertrags von CDU/CSU und SPD. An der 
Umfrage im Zeitraum vom 6. bis zum 13. Mai 2025 nah-
men 179 VWL-Professorinnen und VWL-Professoren teil.

Uneinigkeit bei der Bewertung des Koalitionsvertrags 

Jeweils ca. ein Drittel der teilnehmenden Ökonominnen 
und Ökonomen bewerten den Koalitionsvertrag von CDU/
CSU und SPD entweder positiv bzw. sehr positiv (33 %), 
neutral (33 %) oder negativ bzw. sehr negativ (32 %). Mit 
„Weiß nicht“ antworten 2 % (vgl. Abb. 1). Auf der einen 

Seite werden die Reform der Schuldenbremse und die 
damit verbundenen Investitionsmöglichkeiten als positive 
Impulse genannt. Vor allem das Bekenntnis zu Investitio-
nen in Infrastruktur und Verteidigung wird positiv bewertet. 
Des Weiteren sind die Teilnehmenden bei der geplanten 
Entbürokratisierung sowie bei Änderungen der Unterneh-
mensteuern positiv gestimmt. Auf der anderen Seite ver-
weisen die VWL-Professorinnen und VWL-Professoren auf 
die im Koalitionsvertrag nicht adressierten demografisch 
bedingten Strukturprobleme. Sie sehen zentrale Probleme 
wie nötige Reformen beim Thema Rente und Sozialsys-
tem nicht berücksichtigt. Auch im Bereich der Klimapolitik 
würde zu wenig unternommen. Insgesamt fehle der Mut, 
dringende Strukturreformen prioritär anzugehen. Viele 
der geplanten Ausgaben (z. B. durch Änderungen bei der 
„Mütterente“) dienten eher dem kurzfristigen Verbrauch 
und seien daher wenig zukunftsweisend. Auch sehen die 
teilnehmenden Ökonominnen und Ökonomen noch keine 
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überzeugenden Lösungen, Deutschland im internationalen 
Standortwettbewerb wieder attraktiver zu machen. Zwar 
eröffne der Koalitionsvertrag die Möglichkeit, eine wachs-
tumsförderliche Politik zu ergreifen, dem Ernst der Lage 
werde er aber nur unzureichend gerecht.

Die teilnehmenden Professorinnen und Professoren sehen 
den schwarz-roten Koalitionsvertrag damit deutlich kriti-
scher als den Vertrag der Ampel-Koalition aus dem Jahr 
2021. Damals bewerteten 60 % der Teilnehmenden den 
Ampel-Koalitionsvertrag insgesamt positiv, während ihn 
nur 19 % negativ einschätzten. Weitere 19 % zeigten sich 
neutral (Gründler et al. 2022).

Mehrheit zeigt sich unentschieden über  
wirtschaftspolitischen Kurs der Regierung

Knapp die Hälfte (44 %) der teilnehmenden VWL-Pro-
fessorinnen und VWL-Professoren sind der Bewältigung 
der wirtschaftspolitischen Herausforderungen durch die 
schwarz-rote Koalition gegenüber neutral eingestellt (vgl. 
Abb. 2). Mit „Gut“ antworten 29 % der Teilnehmenden, 
26 % mit „Schlecht“ bzw. „Sehr schlecht“. Mit „Weiß nicht“ 
antwortet 1 %. Die überwiegend uneindeutigen Antwor-
ten begründen die Ökonominnen und Ökonomen mit Be-
denken hinsichtlich der politischen Differenzen zwischen 
den Regierungsparteien. So hätten CDU/CSU und SPD in 
vielen Punkten sehr unterschiedliche Vorstellungen (z. B. 

Steuersenkungen vs. Steuererhöhungen oder beim Min-
destlohn). 

Diese Erwartungen an die neue Regierung ähneln denen, 
die die Teilnehmenden des Ökonomenpanels im De-
zember 2021 gegenüber der Ampel-Koalition äußerten. 
Damals zeigte sich die Mehrheit (52 %) in dieser Frage 
neutral, ein Viertel erwartete eine gute Bewältigung der 
wirtschaftlichen Herausforderungen und lediglich 15 % 
blickten mit negativen Erwartungen auf die damalige Re-
gierung (Gründler et al. 2022).

Bewertung der einzelnen Vorhaben 

Bei der Bewertung konkreter Vorhaben aus dem Koalitions-
vertrag von CDU/CSU und SPD haben die Ökonominnen 
und Ökonomen unterschiedliche Meinungen (vgl. Abb. 3). 
Besonders positiv werden die geplanten degressiven Ab-
schreibungen von 30 % auf Ausrüstungsinvestitionen so-
wie die perspektivische Senkung der Körperschaftsteuer 
ab 2028 gesehen (84 % bzw. 56 % bewerten sie mit „Gut“ 
bzw. „Sehr gut“). Weitere Vorhaben, die breite Zustim-
mung bei den Teilnehmenden erfahren, sind die Reform 
des Bürgergelds zu einer „Grundsicherung für Arbeitssu-
chende“ (61 % antworten mit „Gut“ bzw. „Sehr gut“) und 
der Abbau von Stellen in der Bundesverwaltung um 8 % 
(66 % antworten mit „Gut“ bzw. „Sehr gut“). Im Gegen-
satz dazu stoßen die Anhebung der Pendlerpauschale auf  
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Stimmungsbild zum Koalitionsvertrag
Wie bewerten Sie den Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD aus ökonomischer Sicht insgesamt?

Quelle: Ökonomenpanel Mai 2025. © ifo Institut 
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Wirtschaftliche Herausforderungen
Wie wird Ihrer Meinung nach die schwarz-rote Regierung die wirtschaftspolitischen Herausforderungen der 
kommenden Legislaturperiode bewältigen?

Quelle: Ökonomenpanel Mai 2025. © ifo Institut 
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Perspektivische Senkung der Körperschaftsteuer (ab 2028)
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Senkung der Umsatzsteuer in der Gastronomie

Wiedereinführung der Subvention von Agrardiesel

Einführung der „Frühstart-Rente" (10 Euro pro Kind und Monat in ein Aktienvorsorgedepot)

Ausweitung der „Mütterrente" (Drei Rentenpunkte unabhängig vom Geburtsjahr der Kinder)

Reform des Bürgergelds zu einer „Grundsicherung für Arbeitssuchende"

Abbau von Stellen in der Bundesverwaltung (um 8 %)
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Bewertung der Vorhaben im Koalitionsvertrag
Wie bewerten Sie folgende im Koalitionsvertrag vereinbarten Vorhaben aus ökonomischer Sicht?

Abb. 2

Abb. 3
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38 Cent ab dem ersten Kilometer (66 %), die Senkung der 
Umsatzsteuer in der Gastronomie (79 %), die Ausweitung 
der „Mütterrente“ (drei Rentenpunkte unabhängig vom 
Geburtsjahr der Kinder) (84 %) und die Wiedereinführung 
der Subvention von Agrardiesel (89 %) größtenteils auf 
negative Resonanz und werden mit „Schlecht“ bzw. „Sehr 
schlecht“ bewertet. Uneinigkeit herrscht unter den VWL-
Professorinnen und VWL-Professoren hinsichtlich des 
Industriestrompreises für energieintensive Unternehmen 
und bei der Einführung der „Frühstart-Rente“ (10 Euro pro 
Kind und Monat fließen in ein Aktienvorsorgedepot).

Einrichtung verschiedener Kommissionen wird  
mehrheitlich befürwortet

Die schwarz-rote Bundesregierung plant, 15 Experten-
kommissionen einzusetzen, um Antworten auf wichtige 
Zukunftsfragen zu finden. Dieses Vorhaben bewerten 56 % 
der Ökonominnen und Ökonomen mit „Sehr positiv“ bzw. 
„Eher positiv“. Ein Viertel der Teilnehmenden antwortet mit 
„Neutral“ und 18 % mit „Eher negativ“ bzw. „Sehr negativ“. 
Mit „Weiß nicht“ antwortet 1 % (vgl. Abb. 4). Allgemein wird 
ein Expertenrat für verschiedene Themen positiv einge-
schätzt. Auch würden Kommissionen keine (oder zumin-
dest weniger) Rücksicht auf parteipolitische Interessen 
und Wahlversprechen nehmen. Demgegenüber führen 
Skeptiker des Vorhabens vor allem an, dass es nicht an Er-
kenntnisgewinn mangele, sondern an der Umsetzung von 

Reformen. So würden bereits zahlreiche Vorschläge auf 
dem Tisch liegen und es nur an Entscheidungen fehlen. 
Allgemein wird von den Teilnehmenden häufig angemerkt, 
dass die Einrichtung zahlreicher Kommissionen notwen-
dige Reformen eher verzögere als beschleunige. 

Digitalministerium findet breite Zustimmung 

58 % der teilnehmenden Ökonominnen und Ökonomen 
sprechen sich dafür aus, ein neues Ministerium für Digi-
talisierung und Staatsmodernisierung zu schaffen. Dem 
gegenüber stehen 22 % der Teilnehmenden, die dies kri-
tisch sehen, sowie 20 %, die mit „Weiß nicht“ antworten 
(vgl. Abb. 5). Befürworter führen vor allem die Wichtigkeit 
des Themas Digitalisierung und den hohen Nachholbe-
darf in diesem an. Auch habe die bisherige Handhabung 
und Koordination kaum Fortschritte gebracht. Man habe 
nun Hoffnung in die geplante Bündelung von Kompetenz. 
Außerdem würde ein eigenes Ministerium für Digitalisie-
rung und Staatsmodernisierung die Wichtigkeit und not-
wendige Priorität des Themas unterstreichen. Negative 
Stimmen verweisen auf mögliche höhere Ausgaben und 
Bürokratie. Auch gäbe es bereits genug Ministerien und 
das Thema der Digitalisierung müsse in jedem der anderen 
Ministerien ebenfalls berücksichtigt werden.
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Bewertung der Einrichtung mehrerer Kommissionen
Wie beurteilen Sie die Einrichtung von mehreren Kommissionen zur Erarbeitung von möglichen 
Reformvorschlägen, z.B. im Bereich der Rentenpolitik oder der sozialen Sicherung?

Quelle: Ökonomenpanel Mai 2025. © ifo Institut 
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Ja  Nein  Weiß nicht

Ministerium für Digitalisierung und Staatsmodernisierung
Befürworten Sie die Schaffung eines neuen Ministeriums für Digitalisierung und Staatsmodernisierung?

Quelle: Ökonomenpanel Mai 2025. © ifo Institut 
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Unternehmenserfahrung im Kabinett
Wie bewerten Sie die Auswirkungen der Besetzung des Wirtschafts- und Digitalministeriums mit Personen, die über 
unmittelbare Unternehmererfahrung verfügen, auf das Wirtschaftswachstum?

Quelle: Ökonomenpanel Mai 2025. © ifo Institut 
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Unternehmerischer Hintergrund in Ministerien wird 
begrüßt

In der neuen Bundesregierung übernehmen zwei Füh-
rungskräfte mit umfassender Unternehmenserfahrung 
zentrale Ministerien: Katherina Reiche, bisherige Ge-
schäftsführerin der E.ON-Tochter Westenergie, wird Wirt-
schaftsministerin, und Karsten Wildberger, ehemaliger Vor-
standsvorsitzender der Ceconomy AG sowie Geschäfts-
führer der Media-Saturn-Holding GmbH, leitet das neu 
geschaffene Bundesministerium für Digitales und Staats-
modernisierung. Die teilnehmenden VWL-Professorinnen 
und VWL-Professoren sehen hier mehrheitlich ein positi-
ves Signal. Etwa 58 % bewerten die personelle Besetzung 
mit „Sehr positiv“ bis „Positiv“. Rund ein Drittel der Teilneh-
menden steht dem unternehmerischen Hintergrund neu
tral gegenüber und weniger als 10 % antworten mit „Sehr 
negativ“ bzw. „Negativ“. Mit „Weiß nicht“ antwortet 1 % (vgl. 
Abb. 6). Positive Stimmen heben vor allem die möglichen 
neuen Perspektiven aus der Wirtschaft hervor und hoffen, 
dass dies „frischen Wind“ in die Ministerien bringe. Jedoch 
wird auch angemahnt, dass unternehmerische Erfahrung 
neben volkswirtschaftlicher Expertise nützlich sei, diese 
aber nicht ersetzen könne. Auch könne die nötige politi-
sche Vernetzung und Durchsetzungsstärke fehlen. 

Empirische Studien zeigen, dass Managementerfahrung 
in der Politik – konkret von Regierungschefs – in der Tat zu 
markorientierter Wirtschaftspolitik führt, die wiederum das 
Wirtschaftswachstum erhöht (Potrafke 2025). Inwieweit 
sich die Unternehmererfahrung von Ministerinnen und Mi-
nistern in der Wirtschaftspolitik niederschlägt, muss noch 
besser erforscht werden. •
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